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 Geflüchtete aus der Ukraine: Länderschreiben BMI vom 5. März 2024 und zeit-

licher Anwendungsbereich der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung 

 

Anlagen: 

- Länderschreiben BMI v. 5. März 2024  

- Länderschreiben BMI v. 20. September 2022 

 

 

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

- Wechsel von Titelinhabern nach § 24 AufenthG in einen Aufenthaltstitel zur Beschäfti-

gung als Fachkraft 

- Auslaufen der Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

mit diesem Schreiben übersenden wir Ihnen weitere Informationen und Hinweise betref-

fend Geflüchtete aus der Ukraine um deren Kenntnisnahme und Beachtung wir bitten. 

 

1. Wechsel in die Erwerbsmigration 

 

Anbei erhalten Sie das Länderschreiben des Bundesministeriums des Innern und für Hei-

mat (BMI) vom 5. März 2024. Das Schreiben hat die weitere aufenthaltsrechtliche Per-

spektive der Geflüchteten aus der Ukraine mit Bezug auf die Erwerbsmigration zum Ge-

genstand. Ein Wechsel von Titelinhabern nach § 24 Aufenthaltsgesetz in die Erwerbs-

migration ist mit Blick auf den in Deutschland herrschenden Fachkräftemangel und die da-

mit dringend erforderliche Zuwanderung von Fachkräften auch aus Sicht des Ministeriums 

der Justiz und Migration sehr zu begrüßen, weshalb wir empfehlen, die im Schreiben auf-

gezeigten Handlungsempfehlungen zu befolgen. Dazu möchten wir gerne an unsere der-

zeit laufende Informationskampagne zur Weiterentwicklung und Umsetzung des Fachkräf-

teeinwanderungsgesetzes anknüpfen.  

 

Ergänzend weisen wir entsprechend auf das Länderschreiben des BMI vom 20. Septem-

ber 2022 (s. Anlage), Seite 14, hin, nach welchem die Titelwahl bzw. der Titelwechsel in 
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die Erwerbsmigration ausdrücklich vorgesehen ist. Einschränkungen können sich aller-

dings aufgrund europarechtlicher Vorgaben aus § 19f Abs. 1 Nr. 1 AufenthG ergeben. 

Hierdurch ist z.B. ein direkter Wechsel von § 24 AufenthG in eine Blaue Karte EU ausge-

schlossen. 

 

2. Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung 

 

Aus gegebenem Anlass weisen wir darauf hin, dass von der Ukraine-Aufenthalts-Über-

gangsverordnung in der Fassung vom 24. Mai 2023 (https://www.gesetze-im-inter-

net.de/ukraineaufenth_v/BJNR606700022.html) nur Geflüchtete aus der Ukraine erfasst 

sind, die bis zum 4. März 2024 erstmals in die Bundesrepublik Deutschland einge-

reist sind. Das BMI hat den zeitlichen Anwendungsbereich dieser Verordnung zumindest 

bislang nicht verlängert. Unabhängig davon ist Geflüchteten aus der Ukraine vorüberge-

hender Schutz unter den geltenden Voraussetzungen des – verlängerten – Durchfüh-

rungsbeschlusses des Europäischen Rats vom 4. März 2022 beziehungsweise des Län-

derschreibens des BMI vom 20. September 2022 (vgl. Anlage) zu gewähren. Zu diesem 

Thema werden gegebenenfalls noch weitere Informationen folgen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dr. Lehr                                                                                                                               

Ministerialdirigent 

 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht (https://www.justiz-

bw.de/,Lde/Startseite/Auslaender+und+Fluechtlingspolitik/Erlasse+und+Anwendungshin-

weise). 
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